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Berlin den 6. Yuguft. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den Kriminalgerichts-Rath Stahlknecht zu Magdeburg und den Land⸗ und 
Stadtgerichts⸗Direktor Sethe zu Schwelm zu Ober⸗Landesgerichts-Räthen bei 
dem Ober⸗Landesgerichte zu Münſter; ſo wie den Land- und Stadtgerichts⸗Direk⸗ 
tor Noelle zu Altena zum Rath bei dem Ober-Landesgerichte zu Marienwerder; 
und den ordentlichen Profeſſor der Theologie, Dr. Herzog in Lauſanne, zum 
ordentlichen Profeſſor in der theologiſchen Fakultät der Univerität in Halle zu ernennen. 


Ihre Kaiſerl. Hoheit die Großherzogin von Sachſen⸗Weimar iſt von 
Weimar angekommen und in den Zimmern im Palais des Prinzen von Preußen 
Königliche Hoheit abgetreten. — Se. Excellenz der Wirkliche Geheime Staats- 
und Juſtiz⸗Miniſter von Savigny, iſt nach Teplitz abgereiſt. 


Berlin, den 5. Auguſt. Die heute ausgegebene Nummer 30 der Geſetz⸗ 
Sammlung enthält das Geſetz über die Verhältniſſe der Juden; desgleichen das 
Oeſez über die Entziehung und Suspenſion ſtändiſcher Rechte wegen beſcholtenen 
oder angefochtenen Rufes. 5 

Berlin. — Die Verordnung vom 30. April 1847 „über die Bildung 
eines Ehrenraths unter den Juſtiz-Commiſſarien, Advokaten und Notaren“ muß 
wegen des ihr zum Grunde liegenden Prinzips als eines der wichtigſten und er⸗ 
freulichſten Geſetze begrüßt werden. Welch' eine ungeheure Kluft liegt zwiſchen 
der Allgemeinen Gerichts-Ordnung und dieſem Geſetze! Jene, von der Unter⸗ 
fuhungs-Marime, d. h. dem Grundſatze ausgehend, daß der Richter ſtets 
von Amtswegen die Wahrheit zu erforſchen und demgemäß allein die Prozeſſe zu 
leiten habe, ſah in der Vertretung der Parteien durch Sachwalter, nur ein Hin⸗ 
derniß für die Erreichung ihres Zwecks. Theils deshalb, theils aus engherzigem 
Advokatenhaſſe, ſuchte ſie nicht nur die Thätigkeit der Sachwalter möglichſt zu 
beſchränken, indem fie die perſönliche Gegenwart der Parteien erforderte, 
und nur ausnahmsweiſe die Vertretung durch Bevollmächtigte geſtattete, ſondern 
ſie unterwarf dieſe auch einer fortwährenden, überaus peinlichen und kleinlichen, 
wahrhaft ſchulmeiſterlichen Controlle. (Vergl. §. 12. der Einleitung zur 
Allg. G.⸗O. und Tit. I. Thl. I., To wie §. 11. Th. III. Tit IL) Sehr bald 
ſtellten ſich jedoch die großen Uebelſtände heraus, welche die Ausſchließung der 
Sachwalter mit ſich führen mußte. Die Beſtimmungen der Gerichts -Orduung 
zeigten ſich praktiſch unausführbar. Bereits durch den im Jahre 1815 publizir⸗ 
ten „Anhang zur Allg. Ger.⸗Ordnung“ wurde deshalb den Parteien das Recht ger 
geben, ſich überall durch Anwälte vertreten zu laſſen. Mit „der Verordnung 
über den Mandats- und ſummariſchen Prozeß“ vom 1. Juni 1833 begann für 
das Preußiſche Gerichtsverfahren eine neue Aera. Ein neues, kraftvolles Prin⸗ 
zip brach ſich Bahn. Die Unterſuchungs-Maxime wich, fir die meiſten Prozeſſe, 
der Verhandlungs⸗Maxime, die Schriftlichkeit der Mündlichkeit. Was das Jahr 
1833 begründet, vollendeten die Jahre 1846 und 1847. Die Miü udlich⸗ 
teit wurde auf alle Prozeſſe ausgedehnt, und die laugerſehnte Oeffent⸗ 
lichkeit, das alte Deutſche Erbgut, wiedergegeben. Der Richter 
fteht nicht mehr als Inquiſitor den Parteien gegenüber, er hat fein Urtheil auf 
Grund des von ihnen Gegebenen zu ſprechen. Durch dieſe Reform mußte 
ſich zugleich die Stellung der Advokaten gegen die Richter gänzlich ändern. Die 
Advokaten mußten fortan nicht unter, ſondern neben den Richtern ſtehen. 
Sie mußten deshalb von der richterlichen Bevormundung befreit, das 
Schulmeiſterthum mußte begraben werden. Das freiſinnige Ge⸗ 
ſetz vom 30. April 1847 ſetzte ihm den Leichenſtein. Die Disciplinar⸗Ge⸗ 
walt über die Advokaten wird darin den Richtern genommen und einem, von 
den Advokaten und Notarien ſelbſt aus ihrer Mitte gewählten 
Ehreurathe übertragen, welcher „befugt und verpflichtet iſt, über die Erfüllung 
der beſonderen Amtspflichten, ſo wie derjenigen Pflichten ſeiner Standesgenoſſen 
zu wachen, welche durch Ehrenhaftigteit, Redlichteit und Anſtand bedingt werden.“ 


ſeinem Bruder, 


den 9. Auguſt 1847 


des Großherzogthums Polen. 
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Der Geſetzgeber bezeugt dem Advokatenſtande durch Errichtung dieſes Ehrenraths 
das höchſte Vertrauen, indem er ihm Selbſtregierung Gelf-goyernment) 
giebt. Vertrauen, Würdigen bezeugt, ſtählt und verdoppelt deren Kräfte. 
Die hohe Ehrenhaftigkeit unſers Advokatenſtandes iſt längſt anerkannt; 
das Königl. Geſchenk der Selbſtregierung wird deshalb weſentlich dazu bei⸗ 
tragen, die Thätigkeit der Advokatur immer erſprießlicher für das Gemein⸗ 
wohl zu machen. 

Königsberg, den 20. Juli. Die Polizei vigillirt auf 10,000 Exem⸗ 
plare einer verbotenen Broſchüre von auswärts, welche hierher confignirt fein 
ſollen. 

Hirſchberg, den 3. Auguſt. Die Schleſ. Ztg. ſchreibt: Wie reich auch 
die Natur an Gaben ausgeſtattet iſt, Tauſende können ſich nicht darüber freuen, 
weil für ſie keine Aehren reifen, keine Bäume blühen. So lange es den menſchen⸗ 
freundlichen Anftrengungen der Regierung nicht gelingen wird, den Wucher gründ⸗ 
lich zu bewältigen, ſo lauge dürfen ſich unſere Armen keiner, auch der reichſten 
Ernte nicht freuen. Schon macht man alle Anſtrengungen, um dauernde niedere 
Fruchtpreiſe zu verhüten. f 
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Vom Rhein, den 31. Juli Die Gerüchte, welche jeit einiger Zeit dar⸗ 
über verbreitet waren, daß der König der Niederlande die Krone niederzulegen 
beabſichtige, haben durch heute aus Amſterdam eingetroffene privatbriefliche Mit⸗ 
theilungen eine vermehrte Konſiſtenz erhalten. Dieſe ſtimmten ſämmtlich darin 
überein, das Vorhaben des Königs als wirklich beſtehend darzuſtellen. Vorerſt 
würde jedoch, wie es heißt, der König nicht ganz der Krone entſagen, ſondern 
dem Prinzen Friedrich, die Regentſchaft übertragen, er ſelbſt 
aber eine größere Reiſe ins Ausland unternehmen. Vornehmlich ſollen es geſund⸗ 
heitliche Rückſichten ſein, durch welche der König zu dieſem Schritte bewogen 
würde; die während ſeiner Abweſenheit fungirende Regentſchaft würde vorerft auf 
zwei Jahre eingeſetzt werden. Mit dieſem Projekte des Königs der Niederlande 
ſteht auch, wie verlautet, die Reiſe des Königs von Würtemberg nach dem Haag 
im nächſten Zuſammenhange; es heißt, mit dem Könige von Würtemberg werde 
auch deſſen Tochter, die Gemahlin des Niederländiſchen Kronprinzen, des Prin⸗ 
zen von Oranien, nach Stuttgart zurückkehren, wo fie für längere Zeit ihren 
Aufenthalt nehmen werde, da ihr Geſundheitszuſtand ein Verweilen in einem mil⸗ 
deren Klima erheiſche. Jene Gerüchte von einer Abdikation des Königs der Nie⸗ 
derlande find es auch, welche an der Amſterdamer Börfe in den letzten Tagen 
einen merklichen Rückgang in den Notirungen der Holländiſchen Fonds veranlaßt 
haben. 

München den 1. Aug. Die Augsburger Poſtzeitung begnügt ſich damit, 
die von hier entfernten Schweizer Studenten als „Conſervative“ zu bezeich⸗ 
nen (ſonach wohl als Opfer, welche dem au unſerer Hochſchule herrſchend gewor⸗ 
denen Radikalismus gefallen?); aber ein Rheiniſches Blatt bezeichnet ſie ſchon 
„als Märtyrer der Sitten und des Glaubens Schweizeriſcher Urväter, oder von 
Sitten und von einem Glauben, wie man ſie einſt auch im Baiernvolke gefunden 
habe, dort aber jetzt natürlich nicht mehr ſuchen dürfe.“ Dieſem Bannſpruch 
über das ungaſtliche München folgen dann Betrachtungen im wohlbekannten 
Schmähtone jener Leute, die noch vor einem halben Jahr an München nichts zu 
tadeln wußten, als daß ſeine Mauern nicht die ganze Welt umfaßten, und deren 
Angriffe ſich eben darum jetzt ſelbſt das Urtheil ſprechen. 

Chemnitz. — Eine Anzeige im hieſigen Localblatte macht erſichtlich, daß 
die zinstragenden Zehnthalerſcheine der hieſigen Eiſenbahngeſellſchaft ſolche 
Liebhaber finden, daß die Druckerei anſtatt der vertragsmäßig die Woche zu lie⸗ 
fernden 100,000 Thlr., für 160,000 Thlr. hat beſchaffen müſſen. Es erklä⸗ 
ren zugleich 35 hieſige Firmen, daß ſie dieſe Papiere jederzeit in Zahlung nach 
vollem Werth annehmen wollen. N 
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In Stuttgart wurde am 30. Juli Herrn Alexander Simon von der Kö⸗ 
niglichen Stadtdirektion angekündigt, daß er in Folge ſeiner Betheiligung an der 
Proteſteingabe vom 4. Mai und an dem dagegen erhobenen Reeurſe Stadt und 
Königreich zu verlaſſen habe. 0 

Ulm, den 31. Juli. Es dürfte von Einiger Wichtigkeit ſein, zu erfahren, 
daß ungeachtet der neueren Verſuche der Engländer, für ihre indiſche Ueberland⸗ 
poſt einen neuen Weg über Genua zu ſuchen, der öſterreichiſche Lloyd doch keines⸗ 
wegs geſonnen iſt, den für Deutſchland ſo viel verſprechenden und ihm ſchon ſo 
viel Geld koſtenden Plan aufzugeben, nämlich den Verſuch zu machen, wenigſtens 
einen Theil dieſer indiſchen Ueberlandpoſt und der mit ihr Reiſenden auf dem von 
Waghorn auf feinen bekannten Probefahrten erforſchten Wege durch Tyrol, Baiern 
und Würtemberg, von Mannheim bis Köln auf dem Rheine und von da per 
Eiſenbahn nach Oſtende zu befördern. — Unſere hieſige deutſch-katholiſche Ge⸗ 
meinde, ſeit längerer Zeit ohne weitere Vermehrung 90 — 100 Mitglieder zählend, 
wird in kurzem ihren ſeit Anfang ihres Beſtehens gehabten Vorſtand verlieren; 
er hat freiwillig um ſeine Entlaſſung aus dem Staatsdienſte und um ſeine Pen⸗ 
ſionirung nachgeſucht und wird überdies unſere Stadt verlaſſen, um in einem 
weit von hier entlegenen Theile unſeres Landes fern von allen Deutſch-Katholiken 
ſeine Wohnung zu nehmen. Auch in Stuttgart iſt die deutſch-katholiſche Gemeinde 
keinesweges im Wachsthum, und die in Eßlingen befindliche, die ohnehin nicht 
mehr weiß, ob fie eine deutſch⸗katholiſche oder eine ſogenaunte freie Gemeinde 
ſein will, iſt im Verlöſchen begriffen. 

Da haben wir wieder einmal den Segen der Oeffentlichkeit: Ein Knecht 
hatte im December v. J. in dem kaum Stunde von hier gelegenen Ruhethal 
einen Mitknecht in einer Rauferei durch einen Meſſerſtich erſtochen und ein um⸗ 
ſtändliches Bekenntniß über feine blutige That abgelegt, ja, vielleicht mehr ges 
ſtanden, als er eigentlich geſollt hätte. Er bekannte nemlich ſeinem Anwalte: 
daß er ſeinen Kameraden erſtochen, wolle er nicht läugnen; unwahr ſei aber, daß 
er die Abſicht gehabt habe, ihn zu tödten, wie er in ſeiner Herzensangſt vor 
Gericht zu Protocoll gegeben; ſein Gegner habe ihn an der Kehle gepackt und er 
eben zugeftochen, ohne zu ahnen, daß der Stich tödlich fein könne. Der Ver⸗ 
theidiger ging dieſer Ausſage weiter auf den Grund und erfuhr nun, daß der 
Inquirent allerdings ganz verwerfliche Mittel angewandt hatte, um den aber⸗ 
gläubigen Knecht zum Geſtändniſſe zu bringen. Er vernahm die Gerichtsbeiſitzer 
und dieſe beſtätigten unterſchriftlich, daß ihm der inquirirende Actuar die blutigen 
Kleider vor die Füße geſchüttet, die zerſchnittene Rippe vorgelegt und geſagt habe: 
„Der Glockenſchlag 12 Uhr werde ihn ſchon zur Wahrheit bringen, der Gemor⸗ 
dete werde ſchon erſcheinen, ihn peinigen und rufen: Aloys, Aloys, ſage die 
Wahrheit!“ Auch der Unterfuchungsrichter habe ihn gefragt, ob er au Geiſter 
glaube und dann auf ſeine Bejahung bemerkt: „Nun, dann werden ſie — die 
Geiſter — kommen; denn Nachts 12 Uhr ſpaziren ſie im Höfle hin und her!“ 
Kurz, der Angeklagte fuchte dem Vertheidiger die Ueberzeugung beizubringen, daß 
er vor Gericht aus reiner Angſt vor den Geiſtern ein unwahres Geſtändniß ab⸗ 
gegeben, und veranlaßte nun die Wiederaufnahme der Unterſuchung. Wunder⸗ 
licher Weiſe erflärten aber nun die Gerichtsbeiſizer auf einmal, fie könnten ſich 
der Mittel und Redensarten, welche die Hrn. Inquirenten bei der Unterſuchüng 
gebraucht, nicht mehr ſo recht beſinnen; fie hätten zwar das Protocoll unter⸗ 
zeichnet, aber nicht gewußt, was darin geſtanden hätte. Was ſoll 
man da nun mehr beklagen, das verwerfliche Inquiſttionsweſen oder die Jämmer⸗ 
lichteit des Inſtitutes der Gerichtsbeiſitzer? Der Angeklagte wurde übrigens zu 8 
Jahren Zuchthaus verurtheilt und der Hr. Präſident gab das Verſprechen, daß 
er in Bezug auf die Gerichtsbeiſitzer ſich weitere Maßregeln vorbehalte. 

Stuttgart, den 30. Juli. (Beob.) Der hieſige Stadtrath befchäftigte ſich 
diefer Tage aus Veranlaſſung der jüngſten Gemeindewahlen mit einer Reihe inz 
tereſſanter Fragen. Für heute nur ſo viel, daß in der geſtrigen Stadrath-Sitzung 
die Wahlrechte der Deutſchkatholiken zur Sprache kamen. Der Herr Stadt⸗ 
ſchultheiß, welcher einen directen Beſchluß des Collegiums zu Gunſten der Deutſch⸗ 
katholiken gar nicht für zuläſſig hielt, ftellte deßwegen die Frage ſo: ob ein Ver⸗ 
zeichniß der Deutſchkatholiten von der königl. Stadtdirektion verlangt werden jolle? 
Ueber dieſe Frageſtellung eutſtand eine heftige Debatte, und wirklich wurde endlich 
bei gleichen Stimmen durch Entſcheidung des Stadtſchultheißen beſchloſſen, jenes 
Verzeichniß von der k. Stadtdirektion zu reklamiren, um ſofort die von den Deutſch⸗ 
Fatholifen abgegebenen Wahlzettel zu anuulliren. 

Schleswig⸗Holſtein. — Einem Aufſatze der Allg. Ztg., der die wenig 
erfreulichen Reſultate der letzten 12 Monate ſcharf zuſammenfaßt, entnehmen wir 
folgende ſehr beherzigenswerthe Stelle; „Welches find die Früchte dieſer Geſetz— 
lichkeit? Die Däniſche Staatsmacht hat das ſtändiſche Archiv in Ibehoe erbrechen 
und das Original der Neumünſter'ſchen Adreſſe daraus wegnehmen laſſen; ſie 
verſolgt den Praſidenten des Schleswig'ſchen Landtags — den Mann, den die 
Regierung zu ihrem Rathgeber hätte berufen ſollen — mit Unterſuchungsprozeſ⸗ 
fen; fie erdrückt die freie Preſſe in den Herzogthümern und verſplittert öffentliche 
Gelder zur Subvention undeutſcher Blatter; fir ſchleppt nach wie vor die Holſtei⸗ 
niſchen Soldaten in die Däniſchen Garniſonen, um ſie zu entnationaliſiren; ſie 
vernichtet mit ſteigender Willkür dreihundertjährige Deutſche Uuterrichtsanſtalten 
und ſetzt Daniſche an ihre Stelle, in einem Lande, wo Niemand Däniſch zu ler⸗ 
nen begehrt; ja ſie hat endlich gar die Abſicht die Deutſchen Landtage in einem 
Dänifchen Vereinigten Reichstage zu abſorviren! Mit einem Wort: die Angeles 
geuheiten Schleswig⸗Holſteins ſtehen ſchlechter; die Deutſche Nationalität iſt dort 
bedrohter als ſelbſt vor einem Jahr; und dies aus keinem anderen Grunde, als 


weil die Vorgänge ſeit Erlaſſung des offenen Brieſes auf das Handgreiflichſte 
gezeigt haben, daß dieſe ſogenannte Deutſche Geſetzlichkeit nicht den Muth hat am 
Geſetz und Recht feſtzuhalten, ſondern ſich durch die bloße Androhung polizeilicher 


Willkürmaßregeln augenblicklich aus dem Feld e Erſt dadurch iſt der 
e 


bt über die eifenfreſſe⸗ 


das ſchnell verrauchte Stroh⸗ 


riſchen Adreſſen aus dem übrigen Deutſchland un ö 
vitäk ins Himmelreich führt, fo 


feuer nationaler Begeiſterung. Nun, wenn die afi 
ift uns Deutſchen der Himmel geſichert als Erſa für * verlorene Erde! We⸗ 
nigſtens werden wir die Erde nie gewinnen, fo lange wir fortfahren die Begriffe 
Geſetz und Machtgebot, beſtehendes Recht und! e mit einander zu ver⸗ 
wechſeln. Die Geſetzlichkeit iſt eine ſchöne Tudend, abet erſtehen wir fie recht, 
mit dem männlichen Sinn wie ein Volk, das man uns ſo oft als Muſter zeigt. 
Im Britten lebt die Geſetzlichkeit als thatkräftige Set, und dadurch iſt fie - 
ihm ein Bollwek feiner Nationalgröße geworden.“ d 
Oe ſter e ich. 

Wien den 1. Auguſt. Der Chef des Preußiſchen Poſt⸗Departements, Herr 
von Schaper, hat bereits mehrere Unterredungen mit dem Präſidenten der allge⸗ 
meinen Hofkammer gehabt. 

Die Eröffnung des bevorſtehenden Landtags in Preßburg iſt vorläufig auf 
den 12. November d. J. feſtgeſetzt. Se. Mafeſtät der Kaiſer wird ihn in Perſon 
eröffen. - 5 

Nachrichten aus Galizien zufolge herrſcht daſelbſt in dieſem Jahre unter den 
Bauern und der niedern Volksklaſſe eine große Sterblichkeit. Im Wadowicer 
Kreiſe ſollen binnen kurzer Zeit 40,000 Menſchen geſtorben fein. 

Dem Nürnd. Korr. wird aus Wien vom 30. Juli geſchrieben: „In 
Betreff der nach Italien gerichteten Truppen-Bewegungen beeile ich mich, Ihnen 
zu melden, daß, obſchon dieſelben beſchloſſen waren, fie doch fo eben contreman⸗ 
dirt worden ſind. Ueber die Beweggründe dazu laufen im Publikum indeſſen nur 
Vermuthungen um, und wir laſſen ſie daher lieber auf ſich beruhen. Gewiß it, 
daß die deſiguirt geweſenen Regimenter angewiefen worden find, ſich jeden Augen⸗ 
blick marſchbereit zu halten, wofern weitere Befehle zum Aufbruche hier eintreffen 
ſollten. — Das bekannte Organ der päpſtlichen Regierung, la Bilan cia, ift 
hier mit dem Damnatur belegt worden. 

Der allgemeine Wiener Hülfs-⸗Verein hielt am 17ten d. feine erſte Generals 
Verſammlung, bei welcher zum erſtenmal wohl in Wien auch Frauen Sitz und 
Stimme hatten, und fie gehörten zur Oppoſition, die eine Vertagung der anzu— 
nehmenden Statuten, bis dieſe in Aller Händen ſich befinden werden, wünſchte 
und durchſetzte. Der Vericht des bereits geleiſteten enthielt wirklich glänzende That⸗ 
jochen, die von der Verſammlung mit rauſchendem Beifall vernommen wurden. 
Der Vermögensſtand des Vereins beträgt ſchon nach ſeiner kurzen Dauer über 
20,000 Fl. Conv.⸗M., und während man täglich 2500 Portionen Suppen vers 
theilt, werden auch die anderen Zwecke des Vereins — zunächſt Schlafhallen — 
berathen. i 

Prag, den 1. Auguſt. Von dem abnehmenden Wohlſtand der Bevölkerung 
und dem mit dem Pauperismus Hand in Hand gehenden Luxus zeigt die außer⸗ 
ordentliche Thätigkeit des Kaiferlichen Pfandhauſes, deſſen Beamten⸗Perſonal be⸗ 
trächtlich vermehr werden muß. Die weiten Räume des anfehnlichen Gebäudes 
können die Maſſe der Pfandgüter nicht mehr faſſen, obſchon die Pfandzeit auf 14 
Monate beſchränkt iſt, und die Regierung hat ſomit die Bewilligung ertheilt, dem 
Pfandhaus durch Auſſetzung eines neuen Stockwerks die nöthige Erweiterung zu 
verſchaffen. . 


Däniſchen Regierung der Muth recht gewachſen j r 
ü er 


7 Frankreich. 7 

Paris, den 1. Auguſt. — Bei der Trauerfeier zu Ehren der Juli⸗Gefallenen 
in der Kirche zu Cabn ereignete ſich ein nicht geringer Skaudal. Während der 
Meſſe erſcholl plötzlich amm Altare die Stimme des Diakous: „Das iſt Alles ganz 
ſchön, aber es iſt Schade, daß fie ſich für feile Menſchen (pour les corrompus) 
geſchlagen haben!“ Man kann ſich denken, welchen Eindruck dieſe Worte au 
ſolchem Orte machten. Der Sub-Diaton beeilte ſich, dem Sprecher den Mund 
zuzuhalten und führte ihn in die Sakriſtei. N 5 Be 

Herr de Lamartine gab am 27. Juli den 26 Unternehmern des Bankets 
von Macon auf feinem Schloſſe zu Montceau ein Gegendiner, wobei jedoch keine 
erheblichen Reden gehalten worden ſind. 8 7 

Für ein zu Semur für den 1. Aug beabſichtigtes politiſches Fe ſt mahl ift 
von dem Maire die nachgeſuchte Erlaubniß verweigert worden, wobei er ſich auf 
höhere Inſtruktionen beruft. 5 e 

Von den 24 Journaliſten, welche im Juli 1830 die bekannte Proteſtation 
unterzeichneten, ſind, wie die Preſſe bemerk, acht todt, vier haben Frankreich 
verlaſſen, zwei find inzwiſchen Miniſter geweſen, acht wurden Staats rathe, Ge⸗ 
neral. Direktoren oder Präfekten, vier höhere Bureaubeamten in der Verwaltung, 
einer Generalprokurator, einer Conſul, zwei Militair⸗Unterintendanten, vier Buch⸗ 
händler, zwei Theater⸗Direktoren, drei Herausgeber von Zeitungen, zwei Kauf- 
leute, drei find in ihrer frühern Stellung geblieben. Von der ganzen Zahl find 
ſieben in die Deputirten⸗Kammer gekommen, alle 44 aber haben das Kreuz der 
Ehrenlegion erhalten. f ur ski 

Der zweite Sohn des Königs der Sandwichs-Inſeln, Tamehameha, wird 
demnachſt nach Frankreich kommen, um wahrſcheinlich in Paris in Europäiſcher 
Weiſe erzogen zu werden. "za 5 5 

Das Schiff „Triton“, aus der Levante kommend, hat in den letzten Tagen 
auf der Rhede von Toulon ſich vor Anter gelegt. Das Schiff hatte 68 Algierſche 
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Araber an Bord, welche eine Reiſe nach Mekka machen wollten, aber das Türki⸗ 
ſche Fahrzeug, auf welchem fie ſich befanden, hatte in der Nähe von Candien 
Schiffbruch gelitten, und ſie ſind die Einzigen, welche ihr Leben retteten. Die 
Zahl der Paſſagiere hatte ſich auf 176 belaufen. Man wollte die Geretteten auf 
dem nächſten Pofl-Danipfboote nach Algier einſchiffen. s 

Nach langer Zögerung iſt der überſeeiſche Dampfſchifffahrts-Dienſt zwiſchen 
Havre und Ace Por endlich zur Ausführung gediehen. Die Strecke ſoll in 12 
bis 13 Tagen zurückgelegt werden. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 31. Juli. — Bis heute find 269 Wahlen bekannt, von 
denen 157 auf Liberale, 59 auf Peeliten und 53 auf Protektioniſten gefallen 
ſind. Die Liberalen gehen alſo, wie man ſieht, als Sieger aus der Schlacht, 
allein fie bilden keine kompakte Maſſe, keine feſtgefügte Mauer, an welche das 
Kabinet in jedem Kampfe ſich anlehnen köunte; und ſonach durfte das Morning 
Chronicle nicht Unrecht haben, wenn es behauptet, daß das Kabinet ohne eine 
Verſchmelzung mit Peel und feinen Anhängern zu ſchwach fein werde, um be- 
deutende Maßregeln durchſetzen und ſich auf die Dauer am Nuder erhalten zu 
können. : 

Der Sun iſt ganz beſonders über die Wahlen in Wolverhampton und Brad⸗ 
ford erfreut, weil an beiden Orten energiſche Vertreter des Freihandelsprinzips 
erwählt und der Zuruf des in der Ferne weilenden Cobden auf's Beſte beherzigt 
worden. Während der Sun hierauf Birmingham aus gleichem Grunde belobt, 
tadelt er die Bewohner von Cheltenham um jo mehr, weil fie den erprobten Ra⸗ 
dikalen Craven Berkeley haben durchfallen laſſen. „Sie haben die Intereſſen der 
Nation kleinlichen Lokalintereſſen aufgeopfert. Dagegen haben Grenwich, die 
Tower Hamlets, Lambeth, Marplebone, Stroud, Reading, Taunton und 
Mancheſter Männer erwählt, die Liberale ſind bis aufs Rückenmark.“ 

Sir Edward Lytton Bulwer gehört zu den geſcheiterten Wahlkandidaten 
zu Lincoln. \ 

Einer der Wahlkandidaten für Weſtminſter, Herr Cochrane, ſeit längerer 
Zeit ein Liebliugsgegenſtand der witzigen Ausfälle des Punch, hat gegen 600 
Cabriolets gemiethet, welche ſeinen Namen und ſeine Farben tragen und die 
Wähler herbeiſchaffen. Auf ſeinen Fahnen lieſt man die Inſchrift: „Cochrane, 
die Königin und die Damen.“ : 

Dem Heraldo zufolge ift der General Graf de Viſta⸗Hermoſa von der Re⸗ 
gierung beſtimmt mit 3 General⸗Stabs⸗Offtzieren und 2 Adjutanten den Herbit- 
Manövern des Preußiſchen Heeres beizuwohnen, ſowie deſſen Organiſation und 
taktifche Ausbildung zu ſtudiren. 

ö Niederlande. 

Aus dem Haag, den 29. Juli. Herr Hoffmann, Mitglied der zweiten 
Kammer der Generalſtaaten, hat darauf angetragen, eine Adreſſe an den König 
zu entwerfen und darin gegen die Verletzung des Staats-Grundgeſetzes zu prote⸗ 
ſtlren, welche dadurch ſtattgefunden habe, daß der letzte Vertrag mit Belgien ohne 
Zuziehung der zweiten Kammer abgeſchloſſen worden ſei. Er behauptet, die Kö⸗ 
nigliche Prärogatlve erſtrecke ſich nicht auf die Abſchließung von Verträgen, wel⸗ 
che den Zolltarif abändern, denn es dürfe ohne Genehmigung der geſetzgebenden 
Gewalt keine Steuer eingeführt werden. Herr Hoffmann iſt offenbar im Jirthum, 
denn es handelte ſich hier ja nicht darum, eine Steuer einzuführen, ſon⸗ 
dern im Jutereſſe des Handels und der Induſtrie die Steuern zu modifziren, 
und unter ſolchen Umſtänden ſtellt das Grundgeſetz die Verträge unter die Präro⸗ 
gative der Krone, und zwar ſpricht es ſich in dieſer Beziehung ſehr beſtimmt aus, 
indem es diejenigen Verträge, welche einen Austauſch oder eine Abtragung von 
Land betreffen, davon ausſchließt. 

Der genannte Deputirte beharrte jedoch auf ſeiner Meinung, und die Frage 
wurde in der zweiten Kammer mit 43 gegen 10 Stimmen verworfen. 

Die Abſchaffung der Mahlſteuer für den Roggen und die Einführung einer 
anderen Steuer au deren Stelle hat wenig Ausſichten auf Erfolg. Die vorläufige 
Prüfung dieſer Geſetz Entwürfe hat wenig Beifall gefunden. Man hält die neuen 
vorgeſchlagenen Steuern für drückender, obgleich ſie nur die wohlhabenden Klaſſen 
tieffen; man müſſe den Reichen nicht zu ſehr mit Steuern bnlaſten, da er es ſei, 
der dem Armen helfen müſſe. 
Aus dem Haag, den 31. Juli. Heute um 2 Uhr hatten bereits neun: 
zehn Mitglieder der zweiten Kammer gegen das Budget und kein einziges dafür 
geſprochen. Die Redner erklaͤrten gemeinſchaftlich, kein Zutrauen zu der Regie⸗ 
rung zu haben. Man bettachtet die Verwerſung des Budgets als gewiß. 

Aus dem Haag, den 1. Auguſt. Geſtern hat die zweite Kammer den 
zweiten Titel des Budgets mit 32 gegen 24 Stimmen angenommen. 

N * Belgien. 

Brüffel, den 2. Auguſt. Man lieſt im Journal des Flandres: 
Schamloſe Spekulanten ſuchen durch die abſcheulichſten Manöver die Getreidepreiſe 
auf dem Gentner Markte noch hoch zu halten. Die Polizei hat geſtern einen Korn: 

pekulauten und ein Individuum, welches falſche Gerüchte über angebliche Kar⸗ 
1 in Umlauf brachte, verhaften laſſen. 

Man beabſichtigt, in Antwerpen eine Handels-Univerſität, eine Höhere Bil⸗ 
dungs Anſtalt für Handel und Gewerbſleiß, zu gründen. Die Regierung will 
aus Staatsmitteln 20,000 ee. bewilligen, wenn die Provinz das Uebrige bei- 
ragt. Der Prodinzialrath hat ſich bereits günſtig dafür ausgeſprochen und ſobald 
5 Kammern ſich entſchieden haben, wird die Ausführung der ganzen Einrichtung 


nem Zweifel mehr unterworfen ‚fein 


inn 

Neapel den 23. Juli. Die plötzliche Ankunft des Monſignore Graſſ elini, 
Governatore von Rom, zu Neapel überlaſſe ich Ihren Römiſchen Korreſpondenten 
zur nähern Erläuterung. Gerüchte laſſen auch Lambruschini bei uns eintreffen, 
als ob Neapel Zufluchtsort, Verbannungsort oder was ſonſt für dieſe Herren ge⸗ 
worden. Man nennt im Publikum einige hochgeſtellte Beamte, welche ihre Ent⸗ 
laffung eingereicht haben ſollen, was aber wohl vor der Hand nichts weiter heißen 
ſoll, als daß der König einige ernfte Ermahnungen an fie gerichtet. Charakteri⸗ 
ſtiſch tritt das allgemeine Bedauern hervor, daß der König durch ſolche Greigniffe 
ganz unverdient gekränkt werde. 

Bologna, den 22. Juli. — Das hier erſcheinende Journal „Felſineo“ 
enthält Folgendes: Wir können unſeren Lefern die Verſicherung geben, daß die 
von einigen Blättern mitgetheilte Nachricht, der Graf v. Villamarina habe feine 
Entlafung gegeben und dieſe ſei angenommen worden, ungegründet iſt. Dieſer 
Miniſter, welcher am Hofe von Sardinien die Fortſchrittspartei repräſentirt, 
wird ſeine hohe Stellung, zur großen Beruhigung aller Gutgeſinnten „ fortdauernd 
bekleiden und ſteht bei ſeinem Souverän in hoher Achtung. 

Nie nd 

Die Caledonia, welche den 28. Juli von New-Nork in Liverpool ankam, 
brachte die Nachricht, daß Santa Anna wieder zum Präſidenten gewählt worden 
iſt, eine erzwungene Anleihe von 1 Mill. Dollar ausgeſchrieben hat und keck 
genug iſt, die Hauptſtadt gegen die Nordamerikaner befeftigen zu wollen. b 

f Vermiſechte Nachrichten. 

Schwerſenz den 3. Auguſt. Nachdem ſowhl diejenigen evangeliſchen und 
jüdiſchen Lehrer, welche unterm 10. December 1845 hierorts einen Lehrerſterbe⸗ 
kaſſenverein gründeten, als auch diejenigen, welche geneigt wären, ſich dieſem 
Vereine anzuſchließen, durch die beiden Amtsblätter der Provinz zur Theilnahme 
an der auf den 3. Auguſt in Pudewitz feſtgeſetzten Konferenz eingeladen waren, iſt 
dieſelbe heute unter Leitung des zeitigen Direktors, des Herrn Superintendenten 
Gruber daſelbſt, und unter Theilnahme noch dreier anderer Herren Schulinſpek⸗ 
toren feierlichſt abgehalten worden. Die Konferenz wurde mit einem Choralgeſang 
eröffnet. Hierauf hielt Herr Superintendent Gruber eine kräftige Anrede, in 
welcher er auf die Bedeutung des heutigen Tages aufmerkſam machte, deſſen 
Weihe beſonders dadurch vergrößert werde, daß er der Geburtstag Sr. Majeſtät 
des hochſeligen Königs Friedrich Wilhelms II. wäre, an deſſen Erinnerung jedes 
Preußen Herz tief bewegt werden müſſe. Sehr gerührt ward die ganze Verſamm⸗ 
lung, als der geehrte Redner an den Hintritt des jetzt in Gott ruhenden Conſiſto⸗ 
rial⸗ und Schulraths Fechner erinnerte, der noch am 10. December 1845 in 
unſerer Mitte für die Bildung unſeres Vereins mit warmer Liebe ſich bethätigte. 
Hierauf wurde mitgetheilt, daß der Verein unterm 30. März c. die Beſtätigung 1 
der hohen Winiſterien des Innern und des Kultus erhalten habe. Nachdem die 
Statuten nochmals vorgeleſen, 11 neue Mitglieder aufgenommen, und mehrere 
Anträge in Berathung gezogen worden, beſchloß die Verſammlang im folgenden 
Jahre wiederum am 3. Auguſt in Owinsk zuſammenzutreten und dieſe General⸗ 
Konferenz in Zukunft mit pädagogiſchen Zwecken zu vereinen. Ein gemeinſchaft⸗ 
liches Mahl in den Drägerſchen Lokalen und Aufführung von Geſangſtücken be⸗ 
ſchloß den herrlichen Tag. Möge Gott dieſem Vereine, fo wie deſſen Beſtrebun⸗ 
gen ſeinen himmliſchen Segen angedeihen laſſen, damit er Auklang finde, ſich 
erweitere und neben Durchführung des Hauptzweckes zur Förderung eines kräftigen 
Lebrerſtandes wirke. II 


(Verſchiedenartige Wirkungen des Kuſſes.) — „Wenn ein wil⸗ 
der Burſche in Nautucket“ — fo erzählt ein Engliſcher Touriſt — „einem Mäd⸗ 
chen einen Kuß rauben will, ſagt ſie: „Segle ab, oder ich werde Dein Hauptſe⸗ 
gel durch einen Sturm zerreißen!“ — Die Mädchen in Boſton halten ſtill, bis 
fie gefüßt worden find, dann fahren fie gewaltig auf und jagen mit ernſter Miene: 
„Ich dächte, Sie ſchaͤmten ſich!“ — Stiehlt ein junger Burſche einem Mädchen 
in Alabama einen Kuß, ſo antwortet ſie: „Ich glaube, jetzt iſt die Reihe an mir!“ 
und applicirt ihm eine derbe Ohrfeige, die er gewiß in acht Tagen nicht vergeſſen 
hat. — Nimmt ſich ein hübſcher Burſche einen Kuß von den Lippen eines Mäd⸗ 
chens in Louiſiana, fo lächelt fie, erroͤthet hoch, und ſagt — nichts. — In 
andern Ländern, namemtlich in Deutſchland — iſt man in dieſem Punkte ſehr 
tolerant; in Frankreich aber würde ſich ein Mädchen über einen Kuß alteriren; 
ſie muß deren wenigſtens zwei bekommen, ſonſt hält ſie es für Spott.“ 

Ein Landbauer, Herr Guénon hat eine für die Viehzucht höchſt merkwürdige 
Entdeckung gemacht. An ganz beſonderen Kennzeichen, nämlich an der Forma⸗ 
tion, Richtung und Dichtigkeit der Haare, welche hinter dem Euter gegen die 
Geſchlechtsorgane zu ſtehen, will er erkennen, wie viel Milch die Kühe nach dem 
Kalben geben können. Zuerſt behandelte Guénon die Sache als Geheimniß, dann 
veröffentlichte er einen traité des vaches laitieres, und vor Kurzem ließ ſich der 
Miniſter der Agricultur über die Entdeckung Bericht erſtatten. Der Bericht erklärt 
ſich mit dem Prinzip einverſtanden, bittet auch um eine Nationalbelohnung für 
den Entdecker, begehrt aber dennoch vom Staate die Mittel zu neuen Experimen⸗ 
ten. Deutſche größere Landwirthe ſollten ſich jedenfalls das Büchlein verſchaffen 
und ſelbſt Verſuche anſtellten; denn hier werden, einer Menge von perſönlichen 
Rückſichten wegen, die ſich immer bei ſolchen Gelegenheiten einfinden, die Verſuche 
wohl dem Entdecker der neuen Methode, nicht aber der Sache ſelbſt von großem 


Nutzen ſein. 


ar TAE IE EN EN — 
In meine Privatſchule werden auch diefen 
Monat Knaben und Mädchen aufgenommen. 


N Reuß, Wilh.⸗Str. Nr. J. N 
— D . Daec-Ddec >> 


Vielen Aufforderungen zufolge bin ich bereit, vom 
1. Auguſt ab Unterricht in allen feinern weiblichen 
Handarbeiten unter ſehr billigen Bedingungen zu 
ertheilen. Erna Reuß. 


Behufs der Kontrolle wird ein wohlwollendes Pu— 
blikum um Abnahme und fofortige Vernichtung der 
Fahrmarken und um Anbringung etwaniger Beſchwer⸗ 
den im Droſchken-Comptoir, Kleine Gerberſtraße 
Nr. 12., dringend erſucht. 


Die Droſchken-Anſtalt. 


Ein Buchhalter hierſelbſt empfiehlt ſich zur Regu⸗ 
lirung der Bücher ſowohl den Herren Kaufleuten, 
als auch den Herren Gutsbeſitzern ganz ergebenſt. 
Diesfallſige Adreſſen werden Wilhelms-Platz Nr. 2. 
bei dem Herrn H. A. Fiſcher erbeten. 


50 Fuhren trockener Schutt liegt bei mir, und bin 
ich geneigt, für's Wegſchaffen eine Vergütigung zu 
erſtatten. Poſen den 5. Auguſt 1847. 

D. Goldberg. 


Trockene, kieferne, dreizöllige Bohlen find billig 
zu haben bei L. Heimann. 


Gänzlicher Ausverkauf. 

Wegen Räumung des Lokals ſollen die feinſten 
Berliner Sopha's, Chaiſelongues mit Maſchinerie, 
Cauſeuſen, Schlafſopha's, neue Arten Stühle und 
Fauteuils, Patent⸗Matratzen ꝛc. billig verkauft wer⸗ 
den. L. Neumann, Tapezier, 

Neue- und Schulſtraßen-Ecke No. 14. 


FFC 


Unterzeichneter empfiehlt ſich mit Stuben⸗ W 
maler⸗Arbeit im neueſten Geſchmack. Auch W 
. übernimmt derſelbe Kirchenarbeiten, beſte— 25 
hend in Vergoldung und Oelmalerei, und I 
offerirt ſolche zu den billigften Preiſen . 
R. Brucker, Maler. 
No. 3. B. Graben im Haufe des Hrn. Liedke. 
8 4080 x } 4 AP: 

ieee SESEIKITIRIENE 
Das Haus zum Columbus No. 9. auf dem We⸗ 
ge nach dem Eichwald, nebſt Stallung und 6 Mor⸗ 
gen Land, iſt aus freier Hand zu verkaufen oder 

von Michaelis zu verpachten. Zu erfragen bei 
. Weiß, Gerberſtraße No. 44. 

Der Laden 

am Rathhauſe an der Ecke nach der Wronker⸗ 
firaße, worin ſich jetzt der Leinwandhandel des 
Herrn Heilborn befindet, iſt von Michaelis c. ab 
zu vermiethen. Das Nähere bei dem Goldarbeiter 
Herrn Rehfeld, alten Markt No. 45. 
Eine Vierbrauerei nebſt Schankſtube, in beſter 
Beſchaffenheit, iſt zu verpachten. Nähere Auskunft 


hierüber ertheilt A. Remus, 
Breite-Straße No. 6. 


Apfelſinen⸗Wein⸗Bowle 
mit Burgunder, 

in Flaſchen zu 10 und 15 Silbergroſchen nach ver- 
ſchiedener Größe, bei O. W. Fiedler. 
Friſche Rehe und Hirſche ſowohl en gros als en 
detail find im billigen Preife zu bekommen bei dem 
Wildhändler Zdzienicki, 

Kloſterſtraße No. 19. 


Ich verkaufe in meiner Bäckerei: 
das Pfd. weißes Roggen ⸗Brod zu 1 for. 3 pf. 
das Pfd. mittel Roggen-Brod ⸗1⸗ — - 
das Pfd. ſchwarzes dito. dto. — 9 

E. Herſe, Walliſchei Nr. 91. 


Bei mir wird täglich auch 
a la Carte 
zu Mittag geſpeiſt. 
Gerlach, Jeſuitenſtraße No. II. 


Montag, den 9. Auguſt: 
Iſtes Abonnement⸗Konzert 


7 r 
im Schilling. 
Abonnement⸗Billette für eine Familie (1 Herr 3 
Damen) 1 Kthlr., einzelne Perſonen 15 Sgr., find 
im Schilling, und Montag an der Kaſſe ebendaſelbſt 
zu haben. Für Nicht = Abonnenten iſt das Entree 
5 Sgr. Anfang 47 Uhr Bann 


a u. 
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ee Stargard: Pofener Eiſenbahn. 

Theilweiſe Eröffnung des Betriebes bn en Auguſt c. an 1 Perſonen und Güter jeder Art zwiſchen 
Stettin und Woldenberg, 13 Meile. 

Von Stettin nach Woldenberg Von Woldenberg nach Stettin 


* II. l. II. 
Abfahrt von | Mittags | Abends ] Abfahrt von [Vormittags] Mittags 


Mi⸗ Mi⸗ i⸗ i⸗ 

Uhr nuten] Uhr we Uhr e Uhr W 
Stettin ,,, Woldenberg 50 127 
Damm 8 621 Auguſtwalde 7 6 1 2 
Carolinenhorſt . . | 12 59 6 46 Arnswalde. 744 1 | 35 
Stargard 124 7 15 Doöliz 5 81 131 2 4 
DR RE : 2 2 753 Stargard 858 241 
Arnswalde 2294822 Carolinenhorſt. 9 25 . 
Auguſtwalde a re ee ee 91-507. 27% 

Ankunft in Woldenderg| 3 | 24 9 21 [Ankunft in Stettin 10 28 4 | — 


Zu den obigen, von Stettin abgehenden Zügen trifft der von Berlin 
um 63 Uhr abgehende Zug um 10 Uhr 55 Minuten, 
und der um 114 Uhr abgehende Zug um 4 = 24 = in Stettin ein. 
Den von Woldenberg in Stettin ankommenden Zügen ſchließen ſich nach Berlin an: 
I. ein Zug, abgehend von Stettin: 114 Uhr, ankommend in Berlin: 4 Uhr 38 Minuten, 
II. E . s = 5 Uhr 10 Min. - = . 8 5 
In Woldenberg ſtehen ankommende und abgehende Züge in Verbindung mit der Preuß. Poſt. 
Auf dem Woldenberger und auf dem Stettiner Bahnhofe in Berlin werden durchgehende 
Billette nach Berlin und Woldenberg für Perſonen, Gepäck, Equipagen und Hunde verabfolgt. 
Gleiches etwa auch für andere Stationen einzurichten, muß für jetzt ausgeſetzt bleiben. 
Die Beförderungs-Sätze auf unſerer Bahn betragen im Allgemeinen, mit Beſeitigung von Bruch- 
Rechnungen, pro — 
für die Perſon, nach den 3 Wagenklaſſen: 24 Sgr., 4 Sgr. und 6 Sgr.; 
für den Centner Fracht: 3 Pf., 4 Pf. und 6 Pf.; Eilgut 9 Pf. A 
Die beſtimmten Beförderungs-Sätze für jede Station, und die weiteren Fefiftellungen enthält un⸗ 
fer e Se Fun ee und Ba, gi unfern und den Stettiner Bahnhöfen in Stettin 
und Berlin und an ſonſt geeigneten Orten ausgehängt und für 4 Sgr. i 0 
iſt. Stettin, den Sten Auguſt 1847. 8 für 2 Sgr. auf jenen Bahnhöſen zu haben 


Das Directorium der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft 
Maſche. Fraiſſinet. = ah 
a a a A A aa 
Wer Leinen-Waaren ſchwerſter Qualität zu wirklich billigen Preiſen kaufen will, bemühe ſich 


52 A 1 8 2 

Lauk's Hötel de Rome, Parterre rechts, Zimmer No. 2. 
In einer Zeit, wie der jetzigen, wo die Preiſe aller Waaren durch zu große Konkurrenz der⸗ 
maßen herabgedrückt ſind, daß auf Verdienſt nicht mehr zu rechnen, und wo durch Verſchlechterung 
der Waaren und durch allerlei Marktſchreiereien das Vertrauen des Publikums gewaltſam vernich⸗ 
tet worden iſt, in einer ſolchen Zeit kann es nur wünſchenswerth ſeyn, ſich vom Waaren-Geſchäft 

zurückzuziehen. | 
„Ich habe mich daher entſchloſſen, mein ſeit einer langen Reihe von Jahren in Berlin im Rufe 
größter Solidität ſtehendes Geſchäft aufzugeben, und fühle ich mich zu dieſem Entſchluſſe um ſo 
mehr beſtärkt, da ich Willens bin, in der Nähe hieſiger Stadt eine Dampf-Moſtrich- und Oel⸗Fa⸗ 
brik zu etabliren. Um nun ſo ſchnell als möglich meine ſebe bedeutenden Vorräthe los zu ſeyn 
habe ich einen großen Theil derſelben Herrn G. Pincus hier zum \ 5 


ſchleunigen Ausverkauf übergeben, 


und iſt derſelbe in Stand geſetzt, zu Preiſen zu verkaufen, wie ſie gewiß nie wieder vorkommen, 
ſo daß ſelbſt diejenigen Herrſchaften, die augenblicklich keinen Bedarf haben, gewiß gut thun, dieſe 
Gelegenheit zu Einkäufen zu benutzen. Da ich mit dem Abſatz meiner ſpäteren Fabrikate größten⸗ 
theils auf hieſigen Platz angewieſen bin, ſo iſt es mir auch hauptſächlich darum zu thun, durch 
dieſen Verkauf bei einem geehrten Publikum mich auf das vortheilhafteſte zu empfehlen, ſo daß ich 
um dieſen Zweck zu erreichen, wie aus unten aufgeführtem Preis-Courant zu erſehen, kein Opfer 
geſcheut habe. „ W. Paſſarge. 

Auf obiges mich beziehend, laſſe ich hier das Preis-Verzeichniß folgen, zu dem ich beauftragt 
bin, zu verkaufen. N 


= 


er; Preis - Courant: 
Schleſiſche Leinwand, Fabrik-Preis à Stück 8 Nihlr., für 42 Rthlt., 
Herrnhuter Leinen, Fabrik-Preis a Stück 11 Rihlr., für 65 Rihlr., 
Gebirgs-Leinen, Fabrik-Preis à Stück 13 Rthlr., für 8 Rihlr., 
Salzwedler Hausleinen, Fabrik-Preis à Stück 13 Thlr. für 84 Thlr. 
Vöhmiſche Zwirn-Leinen, Fabrik-Preis à Stück 16 Athle., für 94 Rthlr., 
Greifenberger Leinen, Fabrik⸗Preis a Stück 16 — 24 Rthlr., für 94 — 14 Rthlr., 
Bielefelder Leinen, Fabrik⸗Preis a Stück 20 — 30 Rthlr., für 12 — 20 Rthlr. 
1 5 „„ ee e Rıblr. 
Holländiſche Königs⸗Leinen, Fabrikpreis à Stü — 20 Rtl m 
25 bis 38 Ntblr. ee ee 
In den geſchmackvollſten und neueſten Weberei-Deſſins und a 
in vorzüglicher Qualität Damaſt-⸗Tafel⸗Gedecke mit 6, 12, 18 und 24 Ser⸗ 
vietten für 3, 4, 6, 7, 10, 12 bis 24 Rthlr., deren Fabrikpreis 
bedeutend mehr als das Doppelte beträgt. 
Drillich⸗Gedecke, A 6 und 12 Servietten, Fabrikpreis 22 — 9 Rrhlr., für 14 — 5 Rihlr. 
Aae e e ER Sgr. an. . 1 2 
Feine Drell-Tiſchtücher, Fabrikpreis 20, 40, 60 — 75 Rthlr., fü und 40 
Wirklich gute Stuben-Handtücher pro Elle 2 Sgr. „ ee ml 
Extra feine Damaſt-Handtücher, das halbe Dutzend 2 Rihlr. 2 
Feine und ſchwere Servietten, das halbe Dutzend 1 Rthlr. . 
Chidting-Taſchentücher, das halbe Dutzend 6 Sgr. 
Aechte Battiſt-Taſchentücher, das halbe Dutzend 24 Rthle. 
Bunte Tiſchdecken, à Stück 20 Sgr. 
NB. Seidene Tiſchdecken, weiße Bettbezüge, ältere ſeidene Taſchentücher, Oberhemden für Her⸗ 
ren ꝛc. G. Pineus. 
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Ne 183. Beilage zur Zeitung für 


das Großberzogthum Poſen. 


den 9. Auguſt 1847. 


Die Verhandlungen des Polen : Brozeiles. 


Sitzung vom 5. Auguſt d. J. 

Die Sitzung begann um 8 Uhr, unter Anweſenheit derſelben Angeklag— 
ten, wie ſeit der Verhandlung vom 3. Auguſt, mit einer Debatte über die 
Sprache, in welcher ſich die Angeklagten zu erklären hätten, und ſchritt fo- 
dann zu der Vernehmung des Bronislaus v. Dabrowski vor. Derſelbe iſt 
1816 zu Winnagöra im Schrodaer Kreiſe geboren, Sohn des verſtorbenen 
Wojewoden von Polen und Generals der Kavallerie H. v. Dabrowoki und 
katholiſch. In Dresden erzogen, kam er 1834 auf die Univerſität Leipzig, 
1835 nach Berlin, wo er im Frühling des nächſten Jahres als Freiwilliger 
in die Garde⸗Artillerie-Brigade eintrat, um feiner Militairpflicht zu genü— 
gen. 1837 übernahm er die Verwaltung ſeiner Güter im Großherzogthum 
und verheirathete ſich darauf 1842 mit Veronika v. Lacka. Nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung aus dem aktiven Militairdienſt wurde er Seconde-Lieutenant bei der 
Landwehr ⸗ Artillerie, im Jahre 1814 aber in das zweite Aufgebot verfegt. 
Dabrowski war einer der Stifter des Jockey-Klubs und nahm ſpäter an den 
bekannten Vorgängen bei der Jagd in Czewojewo lebhaften Antheil. Schon 
feit mehreren Jahren von dem Daſein und den Veſtrebungen des demokra— 
tiſchen Vereins unterrichtet, erklärte er ſich 1845 gegen den Ludwig v. Mi⸗ 
roslawski, bereit zur Wiederherſtellung der Selbſtſtändigkeit der polniſchen 
Nation mitzuwirken, und wurde nunmehr thätiger Beförderer des Ausbruchs. 
Ende Januar 1846 wurde er von dem entwichenen Theophil Magdzinski in 
die Behaufung des Lehrers Th. Leciejewski geführt, wo fie noch den Archi⸗ 
tekten Röhr — den Leiter des Aufſtandsverſuchs für Litthauen — den ent⸗ 
wichenen W. Dzwonkowski und Miroslawski trafen. Hier eröffnete der Letz⸗ 
tere, daß nun in allen polniſchen Provinzen der Aufſtand vorbereitet ſei, be— 
ſtimmte den v. Dabrowski zum Führer der Inſurgenten auf dem rechten 
Weichſelufer, ſetzte den bereits dargelegten Operationsplan mit Hülfe einer 
Landkarte auseinander und verſprach ihm auch eine ſchriftliche Inſtruktion. 
Dabrowski übernahm die Führung, erhielt Karten, welche den ihm überwie⸗ 
enen Bezirk umfaßten, und reiſte am 7. Februar 1846 mit Dzwonkowski 
nach Kuflew, einem Gute ſeiner Frau, hinter Warſchau gelegen, um ſo auf 
dem angewieſenen Schauplatz zu ſein. Auch im Königreich wirkte er für den 
allgemeinen Aufſtand, überbrachte dem Kaufmann Dobrycz in Warſchau die 

evolution betreffende Vriefe, traf bei dieſem mit anderen Verſchworenen, 
namentlich Ruprecht und Mirecki, Verabredungen und wurde an Pantaleon 
v. Potocki gewieſen. Eben fo traf er Vorbereitungen zum bewaffneten Auf— 
and, als er in Kuflew eingetroffen war; er rekognoscirte mit Mirecki die 
Gegend um die Feſtung Demblin, welche überrumpelt werden mußte, verab- 
redete ſich mit Ruprecht und Potocki des Näheren, wie in der Nacht vom 21. 
Februar der Aufſtand ausbrechen ſollte, übertrug dem Potocki den Angriff 
auf Siedlee, welchen dieſer auch am 21. Februar verſuchte und dieſen Ver— 
ſuch mit dem Leben büßte, und hatte Waffen geſammelt, Kugeln gießen laf- 
ſen, war überhaupt am 21. Februar Nachmittags zu Allem gerüſtet, als er 
durch ſeine Frau von den Verhaftungen in Poſen und den Bewegungen der 
ruſſiſchen Truppen benachrichtigt wurde. In der Ueberzeugung, daß das Un⸗ 
ternehmen geſcheitert ſei, floh Dabrowski an demſelben Abend aus Kuflew, 
erreichte die preußiſche Grenze und ſtellte ſich bei dem Landrath in Herzberg. 
So weit die Anklage; bei dem Verhör gab Dabrowski zu, Mitglied des 
Jockey⸗Klubs geweſen zu ſein; er gab auch zu, gewußt zu haben, daß ein 
demokratiſcher Verein beſtehe und Schriften verbreite, ferner 1845 mit v. Mi⸗ 
roslawski, der ſich Kowalski genannt, zufammengetroffen zu fein und ganz 
im Allgemeinen über politiſche Sachen mit ihm geſprochen zu haben, leugnete 
aber, daß hierbei von der Verbindung geredet und daß er zum Beitritt auf- 
gefordert ſei. Als ihm eine Verhandlung, die in der Anklage enthaltenen An— 
gaben umfaſſend, vorgeleſen ward, erklärte er, niedergeſchrieben ſeien nicht 
feine Worte, ſondern er habe nur ganz im Allgemeinen mit Miroslawski ge⸗ 
ſprochen und ihn erſt 1846 unter dieſem Namen kennen gelernt, als ihn 
dagdzinski zu demſelben geführt hätte Hier habe denn auch Miroslawski ihm 
eröffnet, daß man im Königreiche Polen einen Aufſtand beabſichtige, und daß 
er als Anführer zur fertigen Sache dorthin gehen ſolle. Auf ſeine Gegen⸗ 
vorſtellungen habe Miroslawski ihm vorgeſtellt, wie nothwendig es ſei, daß 
er die Alarmirung und Anführung übernehme, worauf er ſich dazu bereit er= 
klärt habe und abgereiſt ſei. Den Inhalt der Anklage über feine Verbin⸗ 
dung mit Miredi, Ruprecht und Potockt gab er als richtig zu. Er habe, 
wie er ſagt, gegen Demblin ziehen wollen, und hätte auch alte Waffen putzen 
laſſen; er ſelbſt hätte einige Jagdgewehre und Pferde gehabt. Den Potocki 
hätte er von dem Angriff auf Siedlce, zu welchem er demſelben keinen Auf⸗ 
trag ertheilt gehabt, abzureden geſucht. Am 21. Februar ſei aber an nichts 
mehr zu denken geweſen. Von dem Unternehmen gegen Demblin habe er 
abgeſtanden, weil ſich keine Leute dazu gefunden, und weil er durch ſeine 
Frau die Verhaftungen in Poſen in Erfahrung gebracht habe. Er leugnet, 
daß in der Konferenz mit Miroslawski bei Leciejewski von einem Aufſtande 
in Poſen die Rede geweſen ſei; vielmehr wären die Streitkräfte nach Polen 
beſtimmt geweſen. Als ihm hierauf die gerichtliche Verhandlung über ſeine 
Geſtändniſſe, auf denen die Anklage in Betreff dieſer Konferenz beruht, insbe— 
ſondere auch über den Zweck des Aufſtandes — nämlich Herſtellung des pol⸗ 
niſchen Reiches — und über den gleichzeitigen Ausbruch iu allen ehemals 
polniſchen Landestheilen vorgeleſen wurde, meinte er, der Inquirent hätte 
ihn falſch verſtanden. Nach dem Schluß der Vernehmung des Dabrowski 
entwickelte der Staats-Anwalt, Geheimer Juſtiz-Rath Wentzel, in einem mehr 
als zweiſtündigen Vortrage die Anklage gegen Miroslawski, Koſinski und 
Dabrowski. Im Eingange feiner Rede verweiſet der Staatsanwalt 1) auf 
den Ernſt, 2) die Bedeutung und 3) die Schwierigkeiten des vorliegenden 
Prozeſſes, der durch die in Galizien und Krakau ausgebrochenen Unruhen 
eine hiſtoriſche Bedeutung gewonnen habe und auf den die Augen des ganzen 
gebildeten Europas gerichtet ſeien. Dann geht der Redner auf die thatſäch⸗ 
lichen Reſultate der ganzen Unterſuchung über, er ſchildert die Entſtehung des 
demokratiſchen Vereins, den Zweck und die Mittel deſſelben nach den in der 
uklageakte enthaltenen Angaben; er theilt dieſe Mittel namentlich in drei 
Klaſſen: 1) die Propaganda, die allgemeine Verbreitung der demokratiſchen 
Grundſätze durch Schriften und Agenten; 2) die Verſchwörung, die Anwer⸗ 
bung von Perſonen, welche durch die Propaganda vorbereitet find; 3) den 


Aufſtand, offene Gewaltthätigkeiten der Verſchworenen. Nunmehr unterſucht 
der Redner, in wie weit jeder der drei Angeklagten bei dieſen Mitteln des 
Vereins betheiligt iſt und er verweiſet in dieſer Beziehung auf die Reſultate 
der ſtattgehabten Beweisaufnahme, namentlich auf die früher abgelegten ges 
richtlichen Geſtänduiſſe. Dann geht der Staatsanwalt auf die juriſtiſche Klaf- 
fifitation des Verbrechens über, deſſen ſich die Angeklagten haben zu Schul⸗ 
den kommen laſſen. Er behauptet in dieſer Beziehung das Verbrechen ſei 
Hochverrath und ſtützt ſich hierbei auf §. 92 des Kriminalrechts, der dahin 
lautet: Ein Unternehmen, welches auf eine gewaltſame Umwälzung der Ver— 
faſſung des Staats (oder gegen das Leben oder die Freiheit feines Ober- 
haupts) abzielt, iſt Hochverrath. Das Geſetz ſtellt hier, fuͤhrt der Redner aus, 
vier verſchiedene Begriffsbeſtimmungen auf, welche einer nähern Beleuchtung 
bedürfen, ein Unternehmen, eine gewaltſame Umwälzung, die 
Verfaſſung, ein Abzielen. Der demokratiſche Verein ſei offenbar ein 
Unternehmen zu nennen, welches ein beſtimmtes Ziel, nämlich: die Wie⸗ 
derherſtellung Polens innerhalb der Grenzen von 1772 gehabt habe. Auch der 
Begriff der gewaltſamen Umwälzung treffe zu, da ein Aufſtand, alſo 
eine Gewalt beabſichtigt worden ſei. Ein Zweifel könne nur darüber entſtehen, 
ob bei dem Unternehmen die Verfaſſung Preußens bedrohet geweſen fei. 
Das Wort „Verfaſſung“ habe eine verſchiedene Bedeutung. Im moder—⸗ 
nen Sinne ſei es gleichbedeutend mit „Conſtitution.“ Von einer ſolchen 
könne in Bezug auf den preußiſchen Staat natürlich keine Rede fein. Ans 
dererſeits nehme man „Verfaſſung“ zuweilen gleichbedeutend mit Regierungs- 
form, dieſe Begriffsbeſtimmung ſei aber eine ganz unrichtige, weil die Re— 
gierungsform nur ein weſentliches Stück der Verfaſſung ſei. Unter Verfaſ⸗ 
ſung verſtehe man nach „Adelung“ die Beziehung des Einzelnen zum 
Ganzen. Hiernach erſcheine die Staatsverfaſſung als der Inbegriff. 
aller weſentlichen Momente die einen concreten Staat bilden. 
Zu dieſen weſentlichen Momenten gehöre offenbar das Ländergebiet des Staats 
und wer das Ländergebiet verletze und bedrohe, der verletze und bedrohe die 
Verfaſſung des Staats. Für dieſe Anſicht ſprächen auch beſtimmte poſttive 
Beſtimmungen. Es ſeien in unſerer Geſetzgebung gewiſſe organiſche Geſetze 
vorhanden, welche auf den Organismus unſeres Staats Vezug hätten. Dieſe 
Geſetze ſeien namentlich: die Verordnung vom 30. April 1815 über die 
Eintheilung des preußiſchen Staats in beſtimmte Provinzen; das Patent vom 
15. Mai 1815 über die Beſitznahme des Großherzogthums Poſens; die 
Verordnung vom 9. Januar 1817 wegen des Königlichen Titels und Wap⸗ 
pens; die Verordnung vom 17. Januar 1820 No. 3. über die Staasſchulden; 
die Verordnung vom 5. Juni 1823 wegen Einführung allgemeiner Stände; 
die Verordnung vom 1. Juli 1823 wegen Einführung der Provinzialſtände 
für Weſtpreußen; die Verordnung vom 27. Mai 1824 wegen Einführung 
der Provinzialſtände für Poſen; die Verordnung vom 30. Auguſt 1842 wegen 
Einrichtung ſtändiſcher Ausſchüſſe. Gewiß werde niemand in Abrede ſtellen 
können, daß dieſe Geſetze und Vorordnungen wichtige Elmente unſerer Staats- 
verfaffung feien und daß ſämmtliche dieſer Geſetze durch die Veſtrebungen der 
Angeklagten gefährdet worden ſeien. Denn wäre Poſen und Weſtpreußen 
unſerem Staate entriſſen, ſo wäre die Eintheilung deſſelben eine andere, das 
Wappen müſſe geändert werden, die ſtändiſchen Ausſchüſſe müßten eine andere 
Eintheilung erhalten und die losgeriſſenen Provinzen hafteten nicht mehr für 
die Staatsſchulden. Darauf komme es bei dem Thatbeſtande des Hochver⸗ 
raths nicht an, ob die Beſtrebungen der Angeklagten einen wirklichen Erfolg 
gehabt hätten, es genüge nach den Worten des Geſetzes ein bloßes „Abzielen“ 
und ſei bei dem Verbrechen des Hochverraths der Begriff des Conats ausge- 
ſchloſſen. Von Seiten der Vertheidigung, fuhr der Staatsanwalt weiter fort, 
könnten vielleicht gegen dieſe feine Ausführung beſonders zweierlei Einwen⸗ 
dungen erhoben werden: 1) könne man vielleicht behaupten wollen, das Ver⸗ 
brechen ſei Landesverrath, den §. 100. des Strafrechts, „als ein Unterneh- 
men, wodurch der Staat gegen fremde Mächte in äußere Gefahr und Un⸗ 
ſicherheit geſetzt wird“ definirt und von dem §. 101. vorſchreibt: „Wer ganze, 
dem Staate gehörige Lande, Kriegsheere oder Hauptfeftungen in feindliche 
Gewalt zu bringen unternimmt, der iſt ein Landesverräther erſter Klaſſe.“ 
Aber Landesverrath könne das Verbrechen nicht ſein und zwar zunächſt des⸗ 
halb, weil auf ſolches alle Eriterien des Hochverraths paßten und weil eine 
Sache doch nicht zweierlei ſein könne. Außerdem aber habe der Geſetzgeber 
bei dem Landesverrath den Fall vor Augen gehabt, wenn Jemand während 
eines Krieges einen Theil des Staats in den vorübergehenden Beſitz einer an 
den Grenzen des Staats ſtehenden feindlichen Macht zu bringen ſucht. Arte 
die verbrecheriſche Abſicht eines Landesverräthers aber dahin aus, daß die zu 
verrathende Provinz für immer dem Lande, zu dem ſie gehört, entriſſen ſein 
und einen ſelbſtſtändigen Staat bilden ſolle, fo werde der Landesverräther 
zum Hochverräther. Man müſſe ſich, um den Begriff des Landesverraths 
aufzufaſſen, namentlich an die Grundſätze halten, welche der Preußiſche 
Rechtslehrer Klein in feinem Lehrbuch über die Grundzüge des Criminal⸗ 
rechts entwickelt habe. Denn Klein ſei der eigentliche Erfinder des criminal⸗ 
rechtlichen Begriffs des Landesverraths. Im gemeinen Recht falle der Lan⸗ 
desverrath mit Hochverrath zuſammen, erſt das preußiſche Criminalrecht, zu 
deſſen Verfaſſern Klein bekanntlich gehört, habe eine Trennung beider Begriffe 
angenommen. Klein ſtimme aber völlig mit der oben entwickelten Deduction 
überein. 2) Könne man vielleicht behaupten, es liege in Betracht derjenigen 
Angeklagten kein Hochverrath vor, welche nicht preußiſche Unterthanen ſeien, 
ſondern ſich nur als Fremde in Preußen aufgehalten hätten, wie z. B. Mi⸗ 
roslawski, oder deren verbrecheriſche Thätigkeit ſich beſonders im Auslande, 
und nicht in Preußen ſelbſt geltend gemacht hätte, wie z. B. Dab rowski. 
Aber auch dieſe Einwendungen ſeien nicht begründet. Wer ſich in unſerem 
Staate aufhalte, müſſe auch deſſen Geſetze befolgen, namentlich wenn es ſich 
um die Sicherheit unſeres ganzen Staates ſelbſt handele. Das Landrecht 
definire zwar im F. 91. des Criminalrechts jedes Staatsverbrechen als eine 
Handlung eines Unterthanen, durch welche der Staat oder deſſen Oberhaupt 
verletzt wird, aber auf den Begriff Oberhaupt wird hier kein beſonderes Ge⸗ 
wicht gelegt. Es gebe der Staatsverbrechen außer Hochverrath und Landes⸗ 
verrath noch andere, wie z. B. unerlaubte Selbſthülfe, Erbrechung der Ge⸗ 
fängniſſe u. ſ. w. und noch Niemand ſei zu der curioſen Anſicht gekommen, 
nur Inländer könnten dieſe Verbrechen bei uns begehen. Bei einem Unter⸗ 
nehmen, durch welches mit dem Auslande zugleich unſer Staat fo weſentlich 
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gefährdet worden, könne es auch nicht darauf ankommen, ob gerade die eine 
oder die andere Handlung bei uns oder im Auslande verübt worden ſei. 
Der Redner verweiſt hierbei auf die Beſtimmungen, welche die Einleitung zu 
unſerem Landrechte über die Beſtrafung von Verbrechen enthält, die im Aus⸗ 
lande verübt worden find. Er führt hierbei zwei ſehr treffende Beiſpiele an: 
Wenn Jemand ſich im Auslande zwei Schritt von der preußiſchen Genze 
befinde und eine Brandfackel auf ein in Preußen belegenes Haus ſchleudere, 
ſo werde er gewiß bei uns eben ſo beſtraft werden, als habe er das Verbre— 
chen im Inlande verübt. Daſſelbe ſei offenbar der Fall, wenn Jemand einen 
Damm, der außer unſeren Grenzen liege, zerſtörte und dadurch unſerem 
Lande eine Ueberſchwemmung zuzöge. Der Antrag des Staats-Anwaltes 
ging dahin: gegen die Angeklagten den §. 93. des Strafrechts zur Anwen- 
dung zu bringen, welcher den Hochverräther mit der härteſten und abſchreckend— 
ſten Todesſtrafe belegt. 


Hiernächſt trat der Kammergerichts-Aſſeſſor Meier als Vertheidiger des 
Miroslawski auf und erklärte, daß er die Ausführung des Staatsanwalts, 
daß das Verbrechen kein Landesverrath ſei, beſtens acceptire. Aber eben fo fei 
es auch kein Hochverrath. Hochverrath erfordere ein Unternehmen gegen die 
Verfaſſung. An unſerer Verfaſſung hätten die Angeklagten nichts ändern wol⸗ 
len. Durch die Losreißung eines einzelnen Länderdiſtrikts werde die Verſaſ— 
ſung eines Staates noch nicht berührt. Wollte man dies annehmen, ſo würde 
ja ſchon darin ein Hochverrath liegen, wenn Jemand unſere Grenzen nur um 
einen halben Morgen ſchmälern wolle. Die vom Staatsanwalte angeführten 
Verordnungen könnten nicht den Charakter von organiſchen Geſetzen haben, 
denn es ſei z. B. eine Urkunde deshalb nicht ungültig, weil in dem unter 
derſelben befindlichen Königl. Inſiegel irgend ein einzelnes Wappenpferd, alſo 
etwa das Wappen der Provinz Poſen, fehle. Miroslawski könne ſich um ſo 
weniger eines Hochverraths ſchuldig gemacht haben, als er gar nicht preußi— 
ſcher, ſondern franzöſiſcher Unterthan ſei, und als zum Begriff des Hochver— 
raths immer ein Unterthanenverhältniß und die verlegte Unterthanentreue ge— 
höre. Wolle man gegen Miroslawski etwas unternehmen, ſo könne man ihn 
höchſtens von Seiten der Polizei mittelſt eines Zwangspaſſes nach ſeinem 
Wohnorte dirigiren, der Gerichtshof würde ihn aber von der Anklage ent— 
binden müſſen. G i 8 

Nachdem hierauf der Staats-Anwalt noch replizirt hatte, forderte der 
Präſident den Miroslawski auf, in franzöſiſcher Sprache vorzubringen, was 
er noch zu ſeiner Vertheidigung zu ſagen hätte. Miroslawski begann darauf 
einen längeren Vortrag, der, nachdem er über eine Stunde gedauert und ſich 
faſt ausſchließlich in politiſchen Deductionen bewegt hatte, vom Präſidenten 
unterbrochen ward. Hiermit ſchloß die heutige Sitzung. 


Sitzung vom 6. Auguſt d. J. 
Vertheidigungsreden für Koſinski und Dabrowsti. 

5 Bei dem Beginn der heutigen Sitzung trat der frühere Juſtiz-Kommiſ⸗ 
ſarius Herr Crelinger mit der Vertheidigungsrede für Koſinski auf. Wenn 
wir auch gewiß behaupten können, daß unſer neues Gerichtsverfahren uns 
ſchon mancherlei tüchtige Rednertalente hat kennen gelehrt, ſo treten doch alle 
dieſe Leiſtungen weit hinter der Leiſtung zurück, welche heut Hr. Crelinger 
an den Tag gelegt hat. Wir können nicht anders ſagen, als wir müſſen 
ſtolz darauf ſein, in dieſem Prozeſſe einen ſo ausgezeichneten Mann glänzen 
zu ſehen. Hrn. Crelinger's äußere Erſcheinung ſcheint im erſten Augenblick 
wenig verſprechend, ſeine Figur iſt übermäßig lang und hager und nicht ſelten 
ſtark gebeugt. Dieſelbe erſcheint auf dieſe Weiſe eben fo wie feine Geſichts— 
züge faft etwas ſchlaff; über das gewöhnliche Mannesalter ſcheint er bereits 
lange hinaus zu ſein. Aber ſobald dieſer Mann zu ſprechen beginnt, beleben 
ſich alle ſeine Muskeln, ſeine Figur kräftigt ſich und ſeine Rede zeugt von 
einer Ruhe, aber auch von einer Energie und einer eben ſo logiſchen als ju⸗ 
riſtiſchen Schärfe, welche jeden überzeugen muß. 

Herr Crelinger beginnt ſeinen Vortrag, indem er die Glaubwürdigkeit 
der von Koſinski vor dem Polizei-Direktor Dunker abgelegten Geſtändniſſe 
angreift und hierbei namentlich darauf aufmerkſam macht, welchen übermäßig 
langen Verhören fein Client von dem genannten Beamten unterworfen wor= 
den ſei. Dann geht Hr. Crelinger in die Anklageakte gegen Koſinski Punkt 
für Punkt, man könnte faſt ſagen, Wort für Wort durch und ſucht jedes 
einzelne Faktum zu widerlegen. Er giebt in dieſer Veziehung im Namen des 
Koſinski die Erklärung ab, daß derſelbe an allen Wünſchen aber nicht an 
allen Thaten der Verſchwornen Theil genommen habe. Das könnte man dem 
Koſinski, der polniſchen Geblüts, polniſchen Gemüths und polniſcher Geſin⸗ 
nung ſei, gewiß nicht verargen. Aber bloße Wünſche könnten noch nicht den 
Thatbeſtand eines Verbrechens ausmachen, dazu gehörten Handlungen und 
juriſtiſch erwieſene Handlungen. Es ſtehe aber gegen Koſinski eigentlich nichts 
feſt, als daß derſelbe verbotene Bücher beſeſſen habe und mit Miroslawski 


bekannt geweſen ſei. Nach einigen anderweitigen Erörterun 5 

Mittheilung uns hier der Raum verbietet, geht der e 
Beleuchtung des Thatbeſtandes über. Er führt zunächſt aus: zum Thatbe⸗ 
ftande eines Hochverraths gehöre ein direktes gewaltthätiges Unternehmen ge— 
gen Preußen. Ein ſolches liege aber nicht vor. Wenn auch das Streben des 
demokratiſchen Vereins dahin gegangen ſei, den polniſchen Staat innerhalb 
der Grenzen von 1772 wiederherzuſtellen, ſo habe man ſich doch zunächſt mit 
den Waffen nur gegen Ruhland erheben wollen. Es laſſe ſich ſehr wohl den⸗ 
ken, daß wenn der ruſſiſche Theil Polens ſich erſt befreit gehabt, dann im 
Wege diplomatiſcher Unterhandlungen Preußen ſeine Hand zur neuen. Orga⸗ 
niſation des Polenreiches geboten haben würde Es wären für Preußen ſowohl 
moraliſche als politiſche Gründe zu einer ſolchen Handlung vorhanden geweſen. 
Nunmehr geht der Redner auf den Begriff der Verfaſſung über, welchen der 
Staatsanwalt geſtern entwickelt hat. Er behauptet im Gegenſatz von dieſem 
daß die Verfaſſung „eines Staates vom Ländergebiete deſſelben nicht abhän⸗ 
gig ſei. Freilich könne man von Seiten der Staatsanwaltſchaft die Sache 
auf die Spitze treiben und ausführen, daß wenn dem preußiſchen Staat im⸗ 
mer eine Provinz nach der andern entriſſen würde, ſo daß zuletzt nichts als 
5 Se L Re 75 daß dann doch offenbar die Verfaſſung 
e aats verletzt wäre, daß dieſe Verfa ä 
dergebiet abhängen müſſe. ee e 


; Aber in entgegengefegt i ürde⸗ 
auch jedes Dorf ein Stück der Verfaſung Dem fegter Richtung würde dann 


Der Staatsanwalt erkläre die Verfaſſung eines Staat = 
griff aller weſentlichen Momente, die einen ae Staat bilden. Dicke 
Erklärung ſei offenbar zu weit, alſo falſch. Wenn die Verfaſſung den In⸗ 
begeiff aller weſentlichen Momente, die einen Staat bilden ſein ſoll, dann 
wäre ja die Verfaſſung „der Staat“ ſelbſt und beide Begriffe wären völlig 
identiſch. Die Verfaſſung eines Staats ſei vielmehr das Verhältniß 
zwiſchen der Staatsgewalt und den Unterthanen, zwiſchen den Regie- 
renden und den Regierten. Dieles den ganzen preußiſchen Staat be⸗ 
treffende Verhältniß fei durch die Verſchwörung Polens in keiner Weiſe be⸗ 
rührt worden. f 3 

Herr Crelinger citirt zur Beſtätigung feiner Anſicht Stelle 
berühmten Rechtslehrern Feuerbach, Klüber und Ba & ren 
auch auf das Publikandum des Beſchluſſes des deutſchen Bundes vom 28. 
Oktober 1846, (betreffend die Verbrechen gegen den deutſchen Bund), in 
welchem unterſchieden wird zwiſchen der Exiſtenz, der Sicherheit, der In te⸗ 
grität und der Verfaſſung eines deutſchen Bundesſtaats und hebt her⸗ 
vor, wie hier aus den Worten eines pofitiven Geſetzes hervorginge, daß zwi⸗ 
ſchen der Integrität (dem Ländergebiet) und der Verfaſſung eines Staa⸗ 
tes ein Unterſchied ſei. Wenn das Verbrechen hiernach nicht Hochverrath ſei 
ſchließt der Redner ſeinen Vortrag, ſo werde man ihn fragen, was es denn 
ſei, weil Handlungen dieſer Art doch unmöglich ſtraflos bleiben könnten, aber 


die Beantwortung dieſer Frage ſei nicht ſeine Sache, nicht Sache der Ver- 


theidigung, ſondern der Anklage. Der Vertheidiger habe nur zu bewei 
daß das Verbrechen, auf welches die ee Be fei nicht 80 705 
Weldes Pen ae das möge der Staatsanwalt ſich ſelbſt 
ermitteln. on der ü i i frei 
el uklage des Hochverraths müſſe Koſinski freigeſpro⸗ 
Der Staatsanwalt erhebt ſich hierauf und erklärt unmöglich kö 
alle Punkte der Vertheidigung einzeln widerlegen, fonft t Ae 
dens und Widerredens kein Ende ſein. Es komme auch nur darauf an 
daß dem Gerichtshofe die Gründe nach beiden Seiten hin vorgetragen wür⸗ 
den. Er wolle ſeinen Vortrag daher nur auf wenige Bemerkungen beſchrän⸗ 
ken. Das vom Vertheidiger erwähnte Publikandum des deutſchen Bundes 
könne für die Auslegung des Landrechts nicht maaßgebend ſein. Wenn der 
Herr Vertheidiger unter Verfaſſung eines Staats das Verhältniß zwiſchen 
dem Staatsoberhaupt und dem Unterthan verſtehe, ſo würde dieſes Verhält- 
niß in Betreff der preußiſchen Unterthanen im Großherzogthum Poſen gewiß 
auch durch die Beſtrebungen des demokratiſchen Vereins zerſtört; alſo auch nach 
der Ausführung des Defenſors erſchienen dieſe Beſtrebungen als Hochverrath. 
Nachdem Herr Crelinger dem Staatsanwalt nochmals replicirt hat und 
Sau eine Pauſe in der Verhandlung eingetreten iſt, tritt der Juſtizrath 
Lüdicke auf und hält die Schutzrede für Dabrowski welche jedoch ſehr 
kurz iſt und wenig Bemerkenswerthes darbietet. Hr. Lüdide ſtützt ſeine Aus⸗ 
führung vornehmlich darauf, daß Dabrowski in keiner Weiſe gegen Preußen 
ſondern lediglich gegen Rußland operirt hat, daß alſo gegen ihn kein in 
Preußen ſtrafbares Verbrechen vorliege. Nachdem der Staatsanwalt einige 
Gegenbemerkungen gemacht hat, ſchließt der Präſident ſchon um 12 Uhr die 
Sitzung und verkündet, daß die öffentlichen Verhandlungen erſt am nächſten 
Montag Morgens 7 Uhr fortgeſetzt werden würden. (Am Sonnabend fin⸗ 
det alſo keine Sitzung ſtatt, vielmehr wird an dieſem Tage wahrſcheinlich 
der Gerichtshof bei verſchloſſenen Thüren das Urtheil gegen Miroslawski 
Koſinski und Dabrowski fällen.) 7 


